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Herausgeber: Sozialdemokratische Partei der Schweiz

Das neue Militärstrafgesetzbuch.
Von Nationalrat Johannes Huber.

In der abgelaufenen Junisession haben die eidgenössischen Räte
in der Schlußabstimmung das neue Militärstrafgesetz (MStG.)
angenommen. Welche Stellung hat die Sozialdemokratie zu diesem
Werke einzunehmen? Grundsätzlich bestreitet sie die Notwendigkeit
eines besonderen Militärstrasgesetzes. Es ist ohne weiteres möglich,
die speziellen militärischen Delikte und die Besonderheiten, die sich

ergeben bei Begehen einer strafbaren Handlung durch eine Militärperson,

in einem allgemeinen Strafgesetz zu berücksichtigen. Würde
alfo die Frage lauten: Schaffung eines einheitlichen Strafrechtes mit
Einschluß der militärischen Straftatbestände oder Ausarbeitung eines
besonderen Militärstrafgesetzes? so würde die Sozialdemokratie voraussichtlich

sofort für die erste Lösung eintreten. Wir stehen aber nicht
vor einer so einfachen Frage. Die Strafgefetzgebung war bis heute
fast vollständig den Kantonen überlassen, fo daß wir gegenwärtig immer
noch 25 verschiedene Strafrechte besitzen. Daneben aber besteht das
alte Militärftrafgefetz vom 27. August 1851. Die Frage lautet also:
Beibehaltung oder Revision eines 76 Jahre alten Gesetzes, bezw.
Bekämpfung des neuen Militärstrafgesetzes und damit Beibehaltung
des alten Gesetzes? Selbst wenn noch kein eidgenössisches
Militärstrafrecht bestünde, müßte die Notwendigkeit eines solchen unter den
gegebenen Verhältnissen anerkannt werden. Es wäre unerträglich,
wenn die Angehörigen des schweizerischen Heeres 25 verschiedenen
Strafgesetzen unterstünden mit ihren unglaublich verschiedenen
Auffassungen und Strafandrohungen.

Daß das bestehende Militärftrafgefetz dringend einer Revision
bedarf, ist besonders durch die Erfahrungen der letzten Mobilifations-
zeit weitesten Kreisen offenbar geworden. Das alte Gesetz ist auf die
Kriegszeit zugeschnitten. Es atmet den Geist der Söldnerheere, ist ein
eigentliches Sonderrecht für diejenigen, welche Militärdienst als Beruf
ausüben. Die Friedenszeit wird eigentlich als Ausnahme behandelt,
die da und dort Milderungen rechtfertigt. Die Strafandrohungen

369


	...

